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Massive Kürzungen

KLEIN, aber MIT BISS

ZITIERT

70 Jahre nach dem Beginn des 
europäischen Projekts sind alle 
Hoffnungen auf einen AUF-
BRUCH – in bessere, gerechtere, 
demokratischere, transparente-
re, bürgerzugewandte, gemein-
wohlorientierte und friedliche 
Zeiten – rückstandslos verflo-
gen. EU-Parlamentarier Martin 
Sonneborn.

„Österreich war nie politisch 
neutral. Nie.“ Neos-Che� n Beate 
Meinl-Reisinger kann es mit der 
Abscha� ung der Neutralität nicht 
schnell genug gehen.

„Dies ist die Stunde Europas, und 
wir müssen ihr gerecht werden. 
Wir befinden uns in einer Ära 
der Aufrüstung, und Europa 
ist bereit, seine Verteidigungs-
ausgaben massiv zu erhöhen.“  
EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen. 

„Und wir sollten uns mehr auf 
friedliche Lösungen konzent-
rieren, auf Diplomatie statt auf 
Lösungen mit militärischem 
Charakter.“ 
Der slowakische Premierminister 
Robert Fico hält dagegen.

„Das triff t sich heute wirklich 
gut, 
Ich hab grad meine Prügelwut, 
Schau her – die Arme recke ich, 
Den Feind zu Boden strecke ich, 
Hurra, hurra! Jetzt gehts in 
Krieg, 
Der Kasper saust von Sieg zu 
Sieg.“
Die Kriegspropaganda macht nicht-
einmal vor dem Kasperltheater halt, 
zeigt ein Beispiel aus 1918

Der neue Papst setzt 
sich für Frieden ein. 

Vermutlich kommunistische 
Propaganda?

Steirische Volksstimme: Die 
blau-schwarze Landesregierung 
hat im Juni dieses Jahres ihr ers-
tes Budget vorgelegt. Was lässt 
sich daraus ablesen?
Alexander Melinz: Die Landes-
regierung will massiv einsparen 
– das bedeutet nichts anderes als 

grobe Kürzungen zulasten der 
Menschen in der Steiermark. Es 
werden Leistungen wegfallen. 
Dabei geht es nicht nur um 
Unterstützungen, sondern um 
Straßensanierungen und Öff ent-
lichen Verkehr, den Wohnbau, 
Kulturveranstaltungen oder die 
Gesundheitsversorgung. Mit 
diesem Budget leiten FPÖ und 
ÖVP einen Kahlschlag ein, der 
im kommenden Jahr fortgesetzt 
wird.

Stichwort Gesundheitsver-
sorgung: Hier haben sich ja viele 
Menschen einen Kurswechsel 
durch einen blauen Landes-
hauptmann gewünscht…
Alexander Melinz: Laut Budget 
sollen auch heuer Krankenhaus-
betten wegfallen, auch eine Ver-
ringerung der Krankenanstalten 
kommt dort vor. Ein Antrag 
der KPÖ, der sich gegen die-
sen Abbau bei der Gesundheit 
stellt, wurde von allen anderen 
Parteien abgelehnt. Weiter gibt 
es zu wenig Geld für die Aus-
bildung von Pfl egekräften. Es ist 
off enbar keinerlei Änderung der 
Gesundheitspolitik durch die 
neue Landesregierung geplant. 
Die FPÖ-Wahlversprechen sind 
schnell verpuff t.

Wie sieht es in anderen Bereichen 
aus? Auch die Teuerung und die 
Wohnkosten beschäftigen viele 
Haushalte.

Alexander Melinz: Die Wohn-
kosten werden von der Regie-
rung ignoriert, wenn nicht sogar 
verschlimmert. Die jährliche 
Infl ationsanpassung der Wohn-
unterstützung dürfte 2026 
– nach nur einem Jahr – von 
Landesrat Amesbauer (FPÖ) 
abgeschaff t werden. Damit ver-
lieren die beziehenden Haus-
halte de facto jedes Jahr Geld, 
weil Mieten und Betriebskosten 
stark steigen. Auch Teile der 

FP und ÖVP-Landesregierung „spart” auf dem Rücken der Bevölkerung

Mit dem Landesbudget 
2025 bereiten ÖVP und 
FPÖ massive Kürzungen 
in den kommenden Jah-
ren vor. KPÖ stemmt sich 
gegen Verschlechterungen 
für die Bevölkerung.

Wohnbauförderung wurden 
ausgesetzt. Der KPÖ-Vorschlag 
einer Begrenzung der Strom-
preise wurde von FPÖ und ÖVP 
ausgeschlagen.

Wie begründet die Landes-
regierung diese Kürzungen?

Alexander Melinz: Es stimmt, 
dass das Land Schulden macht. 
Während Blau-Schwarz aber 
sehr kreativ dabei ist, Leistun-
gen für die Steirerinnen und 
Steirer zu streichen, lassen sie 
Millionen bei Einnahmen lie-
gen, die nicht die breite Mehr-
heit belasten würden. Große 
Unternehmen, die ja auch von 
der öff entlichen Infrastruktur 
profi tieren, müssten einen fairen 
Beitrag leisten. Das wäre etwa 
über eine Nahverkehrsabgabe 
für Unternehmen möglich, mit 
der man den Öff entlichen Ver-
kehr ausbauen könnte. Über 
eine Schottersteuer für den Ab-
bau von Ressourcen oder über 
eine LKW-Maut. Dort lässt die 

Der Finanzausgleich regelt, 
wie das bundesweite Steuer-
aufkommen an Länder und 
Gemeinden verteilt wird. 
Ein gewisser Prozentsatz 
bleibt beim Bund, der Rest 
geht an Bundesländer und 
Kommunen. Auch gibt es 
Unterschiede, wieviel pro 
Einwohner jedes Bundes-
land vom Steueraufkommen 
bekommt. Hier sind die 
westlichen Bundesländer im 
Vorteil gegenüber der Steier-
mark, weshalb die KPÖ seit 
vielen Jahren auf eine Über-
arbeitung drängt. Durch die 
stetige Senkung der Körper-
schaftssteuer, das Fehlen 
einer Millionärssteuer und 
die Abschaff ung der Steuer 
auf große Erbschaften fehlen 
dem Bund Milliarden, die 
somit auch den Ländern und 
Gemeinden schmerzlich ab-
gehen. Geld, das wir dringend 
für die Daseinsvorsorge brau-
chen würden, vermehrt so 
stattdessen die Profi te von 
Großkonzernen und die Ver-
mögen von Superreichen.

Was ist der Finanz-
ausgleich?

Alexander Melinz (KPÖ): „Diese Budgetpläne werden die Auswirkungen 
der Teuerung für die Bevölkerung sicher nicht abfedern.”
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Massive Kürzungen

Für ein Ringen nach Lösungen statt Eskalation.
Für Abrüstung und aktive Neutralitätspolitik.

Die Waff en nieder!

FRIEDEN
undund Neutralitat!Neutralitat!..

Impressum: KPÖ Steiermark, Lagergasse 98a, 8020 Graz; Tel.: 0316 712479, E-Mail: a.fuchs@kpoe-steiermark.at

FP und ÖVP-Landesregierung „spart” auf dem Rücken der Bevölkerung

Regierung über 160 Millionen 
liegen. Das ist Klientelpolitik 
für die Superreichen und die 
Wirtschaft, die die Leute dann 
ausbaden müssen. Die ungleiche 
Verteilung von Vermögen in 
Österreich wirkt sich auch ne-
gativ auf die Steiermark aus – 
Stichwort Finanzausgleich.

Schon im Herbst wird das nächs-
te Budget präsentiert. Was ist 
davon zu erwarten?
Alexander Melinz: VP-Finanz-
landesrat Ehrenhöfer will dann 
noch einmal 300 Millionen 
runterreißen. Es muss allen klar 
sein: Das geht nur mit massiven 
Einschnitten für fast alle Men-
schen in der Steiermark. Die 
KPÖ wird sich gemeinsam mit 
den Leuten gegen diese Kürzun-
gen stellen. Es kann nicht sein, 
dass wir weiter Infrastruktur 
abbauen, Regionen aussterben 
lassen, bei der Gesundheit ab-
bauen und immer mehr unseres 
Einkommens für Wohnen und 
Energie ausgeben müssen.

Alexander Melinz (KPÖ): „Diese Budgetpläne werden die Auswirkungen 
der Teuerung für die Bevölkerung sicher nicht abfedern.”
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öffentlichen Dienstleistungen ein. 
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Kapfenberger Volksstimme:
Die Landesregierung aus FPÖ 
und ÖVP hat die Sozialunter-
stützung reformiert. Die KPÖ 
hatte kritisiert, dass es dadurch 
für viele Steirerinnen und 
Steirer zu Verschlechterungen 
kommt. 
Sebastian Pichler: Ja, das 
merke ich bei unserer Mieter- 
und Sozialberatung. Gerade für 
alleinerziehende mit mehreren 
Kindern, Mindestpensionist:in-
nen oder chronisch kranke 
Menschen bedeutet der Verlust 
von beispielsweise 100 Euro im 
Monat einen herben Einschnitt. 
Gerade die Kürzung der Wohn-
kostenpauschale triff t hart, weil 
die Wohnungen ja gleichzeitig 
immer teurer werden.

Wie kann die KPÖ hier konkret 
helfen?
Ich möchte Ihnen versichern, 
dass die Türen der KPÖ auch 
in schwierigen Zeiten für alle 
off enstehen, die Rat und Hilfe 
brauchen. Erst unlängst konnte 
ich vermitteln, dass eine Fami-
lie aus einer vollkommen ver-
schimmelten Wohnung ohne 
Einhaltung der Kündigungsfrist 
ausziehen konnte. Für solche Fälle 
ist es aber auch unabdingbar, dass 
ausreichend sanierte und leist-
bare Wohnungen zur Verfügung 
stehen. 

Wie sieht hier die Lage im Be-
zirk aus?
Der sogenannte freie Markt  hat 
in den letzten Jahrzehnten leider 
vielfach an den wirklichen Be-
dürfnissen der Menschen vorbei-

Mieterberatung: Oft reicht ein Anruf
Interview mit KPÖ-Sekretär Sebastian Pichler

12.000 Euro für 100 
Menschen in Notlagen: 
Dafür wurden die Polit-
Bezüge der KPÖ-Manda-
tar:innen 2025 im 
Bezirk Bruck-Mürzzu-
schlag ausgegeben.

Die KPÖ legt einmal im Jahr 
Rechenschaft über die 

Verwendung ihrer Polit-Bezüge 
ab. Denn seit 1998, als Ernest 
Kaltenegger zum ersten Mal 
in die Grazer Stadtregierung 
einzog, behalten sich KPÖ-Man-
datar:innen nur einen Teil ihrer 
Gehälter und helfen mit dem 
Rest in Not geratenen Menschen 
– so auch im Mürztal. Am „Tag 
der off enen Konten“ haben KPÖ-
Landtagsabgeordneter und 
Landesvorsitzender Alexander 
Melinz, KPÖ-Gemeinderat 

Tag der off enen Konten der KPÖ Mürztal
Wie die KPÖ mit den politischen Einkommen umgeht

in Bruck an der Mur Jürgen 
Klösch, KPÖ-Gemeinderat in 
Mürzzuschlag Franz Rosen-
blattl, KPÖ-Bezirkssekretär 
Mario Zver sowie KPÖ-Spre-
cher für Kapfenberg Sebastian 
Pichler darüber berichtet, wie 
viel Geld im abgelaufenen Jahr 

Menschen im Mürztal zugute-
gekommen sind und für welche 
dringenden Ausgaben die Mittel 
benötigt wurden.
Gelebte Solidarität: Hilfe, 
die ankommt

„Wir halten bis heute am Mo-
dell der Gehaltsobergrenze fest, 

weil wir keine Politik im Sinne 
großer Konzerne und Finanz-
interessen betreiben. Denn wer 
sich mit seinem Einkommen weit 
von der Mehrheit der Bevölkerung 
entfernt, verliert zwangsläufi g 
den Blick für die wirklichen Pro-
bleme der Menschen. So konnten 

Franz Rosenblattl, Jürgen Klösch, Alexander Melinz, 
Mario Zver und Sebastian Pichler (v.l.n.r.) beim Tag der 
off enen Konten im Bezirk Bruck-Mürzzschlag.
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Mieterberatung: Oft reicht ein Anruf
gebaut. Da zählt nur der Profi t für 
die Investoren. Ich kenne Fälle, 
wo bei sanierten Wohnungen an 
die 20 Euro für den Quadratmeter 
verlangt werden. Dabei ist alles 
über 6 oder 7 Euro in unserer 
Region faktisch überteuert. Es 
braucht Wohnraum, der für 
kleine und mittlere Einkommen 
stemmbar ist. 

Wie sieht es in Kapfenberg mit 
den Gemeindewohnungen aus? 
In Bruck denkt man ja über 
Privatisierungen nach.
In Kapfenberg wurden die Ge-
meindewohnungen an die KIG 
ausgegliedert. Diese GmbH ist 
der Kontrolle des Gemeinderates 
entzogen, es gelten also private 
Spielregeln. Noch immer sind 
viele Gemeindewohnungen rela-
tiv günstig, allerdings fehlt es der 

KIG an fi nanziellem Spielraum, 
um notwendige Sanierungen zu 
machen. Das ist letztlich eine 
Abwärtsspirale – entweder wer-
den die Mieterinnen und Mieter 
über die Instandhaltungsbeiträge 
abgezockt, oder die Gebäude wer-
den dem Verfall preisgegeben. Ein 
Verkauf würde daran zunächst 
nichts ändern.

Was schlägt die KPÖ vor?
Ich habe schon vor einem Jahr 
angeregt, einen Teil der Stadt-
werkegewinne für die Gemeinde-
wohnungen zu verwenden. Davon 
wollte aber die SPÖ nichts wissen. 
Außerdem braucht es hier spe-
zielle Förderungen vom Land, 
auch dazu hat die KPÖ Anträge 
eingebracht. Leider haben FPÖ 
und ÖVP kein Herz für Gemein-
demieter:innen.

Die Gemeinden stehen fi nan-
ziell massiv unter Druck. Um 
gegenzusteuern wurden die Ge-
bühren in Kapfenberg zuletzt 
wieder erhöht. Was ist davon 
zu halten?
Zunächst muss man festhalten, 
dass die Gemeindeabgaben auch 
zu den Wohnkosten gehören, 
sie finden sich jährlich in den 
Betriebskostenabrechnungen. 
Wenn Kanal, Müll und Wasser 
teurer werden, triff t das über-
proportional Familien und Haus-
halte mit geringem Einkommen. 
Besonders heftig war die Ver-
teuerung beim Wasser, hier gab es 
eine Erhöhung von 43,5 Prozent 
in nur zwei Jahren. Und das von 
einer SPÖ-Stadtregierung, die 
im Bund vorgibt, die Teuerung 
bekämpfen zu wollen. Da fehlt ja 
jegliche Glaubwürdigkeit!

Interview mit KPÖ-Sekretär Sebastian Pichler

Gebühren-
erhöhungen 
Kapfenberg

Folgende Gebühren-
erhöhungen wurden im 
Gemeinderat von Kapfen-
berg beschlossen:
Wasser  +15,0%
Musikschule  +8.4%
Schuljause  +25,0%
Friedhof  +11,5%

Der Gesundheitsexperte Martin Rümmele erläuterte im 
Franz-Bair-Heim der KPÖ die Hintergründe und Problem-
stellungen im Gesundheitswesen. 

wir mit unseren Polit-Bezügen 
heuer 106 Personen im Bezirk mit 
11.940 Euro unterstützen“, fasst 
KPÖ-Landtagsabgeordneter 
Alexander Melinz zusammen.

Sozialberatungen
Die Gespräche mit den 

Menschen geben Einblick in 
die täglichen Sorgen. Denn die 
Belastungen nehmen spürbar zu. 
KPÖ-Gemeinderat in Bruck Jür-
gen Klösch erklärt: „Ein großer 
Teil unseres Geldes fl ießt in die 
Unterstützung für den Lebens-
bedarf: Zuzahlungen zur Miete, 
Hilfe bei Stromkosten oder auch 
Lebensmittelgutscheine. Wichtig 
wäre es, dass soziale Leistungen 
der Kommunen nicht nur ab-
gesichert, sondern ausgebaut 
werden.“

„Neben der finanziellen 
Unterstützung ist vor allem Be-

Tag der off enen Konten der KPÖ Mürztal
Wie die KPÖ mit den politischen Einkommen umgeht

ratung zentraler Teil unserer 
Arbeit. Viele Menschen wissen 
nicht, welche Leistungen ihnen 
zustehen – oder scheitern an 
bürokratischen Hürden. Genau 
hier versuchen wir anzusetzen 
und gemeinsam Lösungen zu 
fi nden, damit niemand durch 
das System fällt.“, fügt Sebastian 
Pichler, der Sprecher der KPÖ-
Kapfenberg hinzu.

Diese Scham sich frühzeitig 
Hilfe zu suchen, hat auch KPÖ-
Bezirkssekretär Mario Zver
beobachtet: „Leider kommen 
viele Menschen erst sehr spät zu 
uns, oft erst, wenn sie schon drei 
Monatsmieten im Rückstand 
sind oder eine Delogierung droht. 
Je früher wir über Lösungen 
sprechen, desto besser können 
wir verhindern, dass sich die 
Situation weiter zuspitzt.“

Krank gespart

v.l.n.r.: Christopher Froech, Claudia Klimt-Weithaler, Sebastian 
Pichler, Martin Rümmele und  Jürgen Klösch.
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Einen frivolen Umgang 
mit Steuergeld hat die 
KPÖ aufgedeckt. In Juden-
burg, Voitsberg und Tro-
faiach wurden zeitgleich 
die Aufsichtsräte der je-
weiligen Stadtwerke neu 
besetzt. 

Zudem wurde die Besoldung 
der Aufsichtsräte neu ge-

regelt. Künftig bekommen die 
Aufsichtsräte statt einer pau-
schalen Entschädigungen fixe 
monatliche Einkommen, wel-
che sich am jeweiligen Bürger-
meistergehalt orientieren und 
somit auch automatisch jedes 
Jahr erhöht werden. Hintergrund 
dieser zeitgleichen Beschlüsse ist, 
dass die Stadtwerke Judenburg 
an den Stadtwerken von Trofai-
ach und Voitsberg beteiligt sind. 
Während die Judenburger Stadt-

werke eine Aktiengesellschaft 
sind, handelt es sich bei jenen 
von Voitsberg und Trofaiach um 
ausgegliederte Gesellschaften, 
welche vor einigen Jahren teil-
privatisiert wurden. Die KPÖ 
hat damals scharf gegen diese 
Privatisierungen protestiert und 
gewarnt. Unter anderem wurde 
von der KPÖ kritisiert, dass mit 
dem Teilverkauf Entscheidungen, 
welche die jeweiligen Gemeinden 
betreffen, in Wahrheit von der 
Verwaltung in Judenburg mit-
bestimmt werden, während der 
demokratisch gewählte Ge-
meinderat entmachtet wird.

Pikant: In den Aufsichtsräten 
sitzen durchwegs hohe Vertreter 
der Stadtgemeinde, welche ohne-
hin bereits hohe Gehälter be-
ziehen. Zudem sind Vertreter 
der Stadtwerke Judenburg AG 
in allen drei Aufsichtsräten 
vertreten, welche nun offenbar 

Geldverschwendung im Aufsichtsrat
überall zusätzliche Bezüge kas-
sieren. Alle drei Städte werden 
übrigens von der SPÖ regiert. Ob 
bei der Besetzung der Aufsichts-
ratsposten also ausschließlich 
auf Qualifikation und nicht auf 
das Parteibuch geachtet wurde, 
lässt sich nicht mit Sicherheit 
feststellen.

„Bei jeder Gelegenheit erzählt 
uns die SPÖ, wir müssten sparen. 
Kein Geld für die Sanierung der 
Straßen, kein Geld für soziale 
Unterstützung, kein Geld für nied-
rigere Gebühren und Abgaben. 
Aber wenn es darum geht, Auf-
sichtsräten mit Parteinähe bzw. 
Parteibuch die Einkünfte auf-
zufetten, kennen sie kein Halten 
mehr. Wir von der KPÖ stellen 
uns klar gegen diese skandalöse 
Freunderlwirtschaft der SPÖ!“ so 
die Voitsberger KPÖ-Gemeinde-
rätin Sabine Wagner.

Übrigens: Im KPÖ-geführ-
ten Graz gibt es für politische 
Mandatar:innen und städtische 
Führungskräfte überhaupt keine 
Aufsichtsratsvergütung. Es geht 
eben auch anders!

Die Einkommen in der Politik 
sind sehr hoch. 
Wir von der KPÖ sagen: Ab-
gehobene Gehälter führen 
zu abgehobener Politik und 
haben deshalb für uns selbst 
eine Gehaltsobergrenze von 
2.600 Euro eingeführt. Der Rest 
wird verwendet, um Menschen 
in Notlagen unbürokratisch zu 
helfen. Bisher kamen so schon 
über 3,5 Millionen Euro zu-
sammen, mit denen wir über 
28.500 Steirerinnen und Steirer 
unterstützen konnten.

Helfen statt  
abkassieren
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Laut AMS waren Ende Mai 
steiermarkweit mehr als 

43.000 Personen arbeitslos ge-
meldet – um 11,5 Prozent mehr 
als noch im Vorjahresmonat. 
Diese Zahlen sind alarmierend 
und verdeutlichen die zu-
nehmend prekäre Entwicklung 
am Arbeitsmarkt. Besonders gra-
vierend ist die Situation in jenen 
Regionen, die vom schleichenden 
Verlust von Industriearbeits-
plätzen betroffen sind. Das Land 
Steiermark ist dringend auf-
gefordert, arbeitslose Menschen 
zu unterstützen und eine aktive 

Arbeits- und Wirtschaftspolitik 
durch die öffentliche Hand an-
zustreben.

Die KPÖ fordert daher einen 
Kurswechsel: Ein hoher An-
teil öffentlichen Eigentums im 
Industriebereich und eine be-
wusste Gestaltung der Industrie-
politik könnten nicht nur 
Arbeitsplätze sichern, sondern 
auch Perspektiven für Menschen 
und Regionen schaffen. In der 
Steiermark sind Beteiligungen 
der öffentlichen Hand an der 
Stahl- und Fahrzeugindustrie 

ebenso denkbar wie die Über-
nahme von Schlüsselbetrieben in 
der Holzwirtschaft samt Schaf-
fung einer Kette von Betrieben 
der Finalproduktion (Pellets, 
Möbel, Holzhäuser etc.).

„Das Land muss aktiv in diese 
Prozesse eingreifen, Arbeitsplätze 
schaffen und die Regionen stär-
ken. Wer keinen Arbeitsplatz hat, 
muss abgesichert sein und darf 
nicht auch noch um seine Woh-
nung, seine Gesundheit oder das 
tägliche Leben bangen müssen“, 
sagt KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler.

Arbeitslosigkeit steigt weiter an
ÖVP-Finanzlandesrat Willibald 
Ehrenhöfer hat offen ge-
zeigt, was er von günstigen 
Strom- und Heizkosten hält. 
In einem Interview mit einer 
Tageszeitung hat er ernstlich 
behauptet, das würde die Leute 
dazu verleiten, das Licht über 
Nacht brennen und die Fens-
ter bei Kälte offen zu lassen. 
Wer so über Menschen denkt, 
die unter den explodierenden 
Energiepreisen stöhnen, sollte 
die Finger von der Politik lassen.

Das Leben ist  
zu teuer!
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LAbg. Alexander Melinz wurde zum neuen Landesvor-
sitzenden der KPÖ gewählt. Stellvertretende Vorsitzende ist 
Miriam Herlicska.Mail: mitmachen@kpoe-steiermark.at



12MENSCHEN
PFLEGE

Mit meiner Unterschrift unterstütze ich die Petition an den Landtag Steiermark gemäß § 110 Volksrechtegesetz.

FPÖ und ÖVP wollen den Personalschlüssel 
in steirischen Pfl egewohnheimen noch weiter 
senken. Die Folgen wären dramatisch: weni-
ger Zeit, Zuwendung und Sicherheit für die 

Bewohner:innen und noch höherer Druck für die 
Pfl egekräft e. Diese drohende Verschlechterung 
müssen wir gemeinsam verhindern!

Keine Verschlechterung des steirischen Personalschlüssels!
Keine Einsparungen und Angebotsreduktion auf dem Rücken der Pfl ege, 
der Bewohner:innen und der Angehörigen!
Einen Fahrplan bis 2030 zur kontinuierlichen Verbesserung des Personalschlüssels!

1.
2.

3.

Vor- und Familienname

Vor- und Familienname

Vor- und Familienname

Vor- und Familienname

Vor- und Familienname

Adresse (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)
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Geburtstag
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Datum der Unterschrift
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PFLEGE-PETITION

WIR FORDERN:

Keine Senkung des Pfl ege-Schlüssels! Keine Senkung des Pfl ege-Schlüssels! 

Kontaktinformationen:      Telefon: 0316/71 24 79  |  E-Mail: pfl ege@kpoe-steiermark.at  |  Webseite: www.gute-pfl ege.at

Ausgefüllte Listen bitte per Post an den Landtagsklub der KPÖ Steiermark, Herrengasse 16, 8010 Graz
schicken oder in Ihrem KPÖ-Büro vor Ort abgeben. Vielen Dank für Ihre Unterstützung!


